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Die roten Linien beim Vorplatz Berner Reitschule
Bei der Reithalle werden erstmals rote Linien gezogen! Unlängst forderte auch der neue Bernische Regierungsrat Philipp Müller 
in den Medien richtigerweise ein klares Bekenntnis des Gemeinderates zur Polizei. Der Gemeinderat müsse sich in der Reithalle 
hinter die Polizei stellen. Der nicht mit den Verhältnissen in der Stadt Bern vertraute Leser könnte nun versucht sein, aufzu-
atmen und zu sagen: «endlich ziehen die städtischen Behörden die nötigen Konsequenzen und setzen ein Zeichen».
Doch leider weit gefehlt! Es wird bei der Reithalle alles nur noch schlimmer und die Reithalle darf mit dem Segen der politi-
schen städtischen Behörden den von ihr kontrollierten rechtsfreien Raum sogar noch ausweiten. Im folgenden Artikel wird die 
neuste verhängnisvolle Entwicklung aufgezeigt.

Von Alexander Feuz, Rechtsanwalt,  
Stadtrat, Fraktionschef SVP Stadt Bern, Bern

Debatte im Stadtrat
Bekanntlich wurden die Parkplätze vor der Reit-
halle, die pro Jahr hundertausende von Franken 
Gebühren in die Stadtkasse spülten, aufgehoben. 
Der Platz wird als sogenannt «multifunktiona-
ler Veranstaltungsort» freigespielt. Anstelle der 
«bösen» Parkplätze wird eine «Zwischennut-
zung» institutionalisiert. Der Stadtrat sprach am 
20.9.2018 für die Zwischennutzung der Schüt-
zenmatte in den Jahren 2018 – 2022 einen Ver-
pflichtungskredit von Fr. 450’000.00. Damit soll 
ein Vertragspartner der Stadt bezahlt werden. 
Dieser übernimmt die Vermittlung und Vergabe 
der Schützenmatte an Dritte. Für Fr. 150’000.00 
pro Jahr ein fürstliches «Abwartsentgelt». Ori-
ginellerweise werden 2018 u.a. Raclettes an-
geboten. Auch der Verfasser und einige seiner 
Parteikollegen haben sich spasshalber den Ge-
danken gemacht, sich bei der Stadt für diesen 
Leistungsvertrag zu bewerben. Angesichts der 
vom Gemeinderat geforderten engen und gu-
ten Beziehungen des «Abwartsteams» zur Reit-
hallenszene musste von einer Bewerbung für 
diesen lukrativen Auftrag allerdings abgesehen 
werden…

Die SVP hat sich als einzige Partei im Stadtrat 
klar gegen diese Kredite ausgesprochen. Unser 
Antrag, dass der Gemeinderat ein Sicherheits-
konzept vorlegen muss, das sicherstellt, dass 
die Polizei ihre gesetzlichen Aufgaben im Raum 
Reithalle wahrnehmen kann (eine Selbstver-
ständlichkeit!), wurde von allen übrigen Frak-
tionen abgelehnt. Auch unsere anderen Anträge, 
wie Installation einer geeigneten Videoüberwa-
chung, die Ergreifung baulicher Massnahmen 
(Montage von Stacheldraht, sodass die Besucher 
von den Dächern der Reithalle keine Gegenstän-
de mehr auf die Polizei werfen können) und die 
Forderungen, dass die Tore offen stehen müssen, 
um der Polizei den Zugang in die Reithalle zu er-

möglichen, wurden alle abgelehnt. Der Verfasser 
hat es übernommen, den kantonalen Polizei-
direktor zu informieren, dass diese Forderungen 
von den Stadtratskollegen seiner eigenen Partei 
nicht unterstützt wurden.

Rote Linien vor der Reithalle/no Cop 
Zone
Kurz nach der Bewilligung der Kredite im Stadt-
rat haben Reithallenaktivisten eine rote Linie 
angebracht, die rote Linie soll verdeutlichen, 
dass die Polizei beim Übertreten dieser Linie 
nicht mehr in Ruhe gelassen wird. Wenn die 
Polizei diese Linie übertrete, so geschehe dies 
auf eigene Gefahr (vgl. Foto). Damit sind die am 
20.9.2018 im Stadtrat geäusserten Befürchtun-
gen, dass der rechtsfreie Raum auf Kosten des 
Steuerzahlers zementiert und ausgedehnt werde, 
eingetreten. Die Reithalle hat ihr Territorium 
erweitert und markiert militärisch gesprochen: 
sie hat sich das Vorgelände gesichert! Es inte-
ressiert, was der Kanton und die Stadt nun für 
Massnahmen ergreifen, um dieser unglaublichen 
Arroganz zu begegnen.

Veranstaltung im Käfigturm JCIS Forum
Der Verfasser wurde von der jungen Wirtschafts-
kammer der Schweiz zu einem Podium über die 
Reithalle eingeladen. Dabei hatte er Gelegen-
heit, mit dem Stadtpräsidenten die Klinge zu 
kreuzen. Es war meines Erachtens peinlich und 
unwürdig, wie der Stadtpräsident versuchte, die 
Geschehnisse in und um die Reithalle zu ver-
harmlosen und zu bagatellisieren. Nachdem die 
Reithalle die eingeladenen Besucher aber lange 
warten liess und der Rundgang in der offenbar 
unaufgeräumten Halle deshalb zu spät begann, 
konnten sich die Teilnehmer ein bleibendes Bild 
über die hiesigen Zustände verschaffen. Anhand 
der gestellten Fragen zeigte sich schon in der 
Diskussion, dass ein Grossteil der auswärtigen 
Besucher über das untätige Vorgehen unserer 
Politiker in Bern sichtlich befremdet waren. 
Dieser Eindruck wurde mir bei einer zufälligen 

späteren Begegnung mit einem Besucher der 
Veranstaltung in der Stadt und weiteren JCIS’s 
bestätigt. Es ist zu hoffen, dass auch aus anderen 
Kantonen endlich Druck auf die Stadt gemacht 
wird, die unhaltbaren Zustände unverzüglich zu 
beenden. 
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Barry, Botschafter für Prävention 
und Rettung

Ende November 2018 wurde von der UNESCO 
die Kandidatur «Umgang mit der Lawinenge-
fahr» offiziell in die Repräsentative Liste des 
immateriellen Kulturerbes der Menschheit 

aufgenommen. Es handelt sich um die dritte 
Schweizer Kandidatur. Die Schweiz hat die Kan-
didatur gemeinsam mit Österreich eingereicht. 
In der Fondation Barry du Grand-Saint-Bernard 
herrscht darüber grosse Genugtuung. Als Partner 
des Projekts wollte sie den ursprünglichen Um-
gang des Menschen mit Lawinengefahren und 
die Suche der berühmten Bernhardinerhunde 
auf dem Terrain aufzeigen und in Erinnerung 
bringen. 

Claudio Rossetti
Direktor

S&B – Stimme und Gegenstimme
EU will Bargeldnutzung weiter einschränken

Ursachen der fortschreitenden Bargeldeinschränkung

jol. Mit der Begründung des Kampfes gegen Kri-
minalität, Korruption und Terrorismus wurde in 
den letzten Jahren die Bargeldnutzung in der EU 
immer mehr eingeschränkt. Es wurden in vie-
len Ländern der EU Obergrenzen für Bargeld-
zahlungen eingeführt und die Abschaffung des 
500-Euro-Scheins bis Ende 2018 beschlossen. 
Ein Verordnungsentwurf der EU-Kommission 
sieht jetzt weitere Einschränkungen in Sachen 
Bargeld bei der Ein- und Ausreise in die EU vor. 

Die bisherige Meldeschwelle von 10’000 Euro 
bei der Einreise in die EU soll dadurch weiter 
nach unten gedrückt werden, indem in Zukunft 
neben Geld auch Schmuck, Gold und anonyme 
Kreditkarten bei Überschreitung eines Gesamt-
werts von 10’000 Euro meldepflichtig sind. Der 
Besitz von Bargeld wird so schrittweise immer 
mehr kriminalisiert, mit dem klar erkennbaren 
Ziel, es ganz abzuschaffen.

jol. Gemäss dem Finanzexperten Ernst Wolff 
ist es die katastrophale Lage unseres Finanz-
systems, die dazu führt, dass die Nutzung von 

Bargeld immer mehr eingeschränkt wird. Wäh-
rend der Bankenkrise 2008 konnte das globale 
Finanzsystem nur dadurch am Leben erhalten 

werden, weil zahlreiche Staaten mit Steuergel-
dern marode Banken retteten. Diese nahmen 
jedoch die staatliche Rettung als Freifahrtschein, 
um noch höhere Risiken einzugehen. Da die 
Staaten inzwischen nicht mehr genug Geld ha-
ben, um die Banken bei einer künftigen Krise 
erneut zu retten, wird eine staatliche Rettung 
kaum mehr möglich sein. Gemäss Wolff werden 
aus diesem Grund in Zukunft zuallererst die 
Vermögen der Sparer, Kleinanleger und Klein-
aktionäre zur Rettung maroder Banken herange-
zogen. Diese Form der Enteignung wurde bereits 
in Zypern, Italien und Portugal praktiziert. Die 
Folge davon ist, dass die Betroffenen zuvor noch 
versuchen, rechtzeitig ihre Konten zu räumen, 
um ihr Erspartes zu retten. Ernst Wolff ist der 
Ansicht, dass der eigentliche Grund hinter der 
Reduzierung und Abschaffung des Bargeldes der 
Versuch von Staat und Finanzindustrie ist, den 
Menschen diese Möglichkeit zu nehmen. Gibt es 
kein Bargeld mehr, sind sie gezwungen ihr Geld 
bei der Bank zu lassen, so dass im Krisenfall der 
Staat und die Finanzwirtschaft auf die privaten 
Einlagen zurückgreifen können.

Wohnen unnötig verteuern?  

NEIN 
zum kantonalen 
Energiegesetz

www.energiegesetz-nein.ch

10. Februar 2019

10. Februar 2019

Erich Hess,
Nationalrat 
und Grossrat, 
Bern

Dr. Patrick  
Freudiger,  
Grossrat,  
Langenthal
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Im Grundsatz war man sich über alle politischen 
Parteien rasch einig: Es ist sinnvoll, wenn be-
stehende Gebäude besser genutzt werden. Das 
schafft mehr Wohnraum und schont die Grün-
flächen.
Damit das geschehen kann, braucht es meist 
baurechtliche Grundlagen, wie zum Beispiel 
Um- oder Aufzonungen. Das ist aber nicht ge-
nug. Stehen diese Grundlagen, sind Hauseigen-
tümerinnen und Hauseigentümer gefordert, die 
nötigen planerischen und baulichen Massnah-
men zu realisieren. Mit anderen Worten, es muss 
viel Geld investiert werden, damit Wohnraum 
wirklich entsteht.
Das vom Stadtrat verabschiedete Reglement zur 
Planungsmehrwertabschöpfung (PMAR) belas-

tet die Bauwilligen mit einer zusätzlichen Steuer 
von 40% auf dem Planungsmehrwert. Es braucht 
eine gehörige Portion Naivität der rot-grünen 
Legislative, wenn sie davon ausgeht, dass diese 
Abgabe von den Eigentümern bezahlt wird. Ge-
nau wie alle anderen Kosten, wird auch die PMA 
auf die Mieten überwälzt. Mit dem Reglement 
des Stadtrats werden sich entweder die Mieten 
auf diesen Gebäuden erhöhen oder die Baupro-
jekte werden sistiert. Beides ist sicher nicht im 
Interesse der Mieterschaft und der wachsenden 
Stadt Bern.
Ein Komitee mit Vertretern von GLP, CVP, BDP, 
FDP, SVP und Jungparteien hat deshalb dem 
Stadtratsbeschluss einen konstruktiven Gegen-
vorschlag gegenübergestellt. Dieser bestreitet 

Am 10. Februar entscheiden die Stadtberner Stimmberechtigten, ob es ihnen ernst ist mit der inneren Verdichtung. 
Werden zukünftig die richtigen Anreize gesetzt, damit in der Stadt Bern neuer bezahlbarer Wohnraum entsteht?

die Planungsmehrwertabschöpfung nicht grund-
sätzlich, sondern sieht lediglich eine Freigrenze 
für kleinere Bauprojekte vor. Mehrere Nach-
bargemeinden (Köniz, Belp, Münchenbuchsee, 
Bolligen) kennen identische oder ähnliche Frei-
grenzen und schaffen somit die richtigen Anrei-
ze zur Linderung der Wohnungsknappheit.
Das Komitee verfügt über ein Abstimmungs-
budget von rund 35’000 Franken und wird diese 
Mittel in den nächsten Tagen für Flyer, Zeitungs-
inserate und eine Kampagne in den sozialen 
Medien einsetzen.

Für weiterführende Informationen verweisen 
wir auf www.volksvorschlagpmar.ch oder 
www.facebook.com/volksvorschlag. 
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Einladung zum Fachreferat

Arbeiten bei Kälte
Von Gregor Käslin, Eco Swiss

Suva-Factsheet «Kältearbeit»:
https://www.suva.ch/de-CH/material/Doku-
mentationen/kaeltearbeit/
Suva-Checkliste «Gefahren im Winter»:
https://www.suva.ch RSuche: 67031
Seco-Broschüre «Arbeiten bei Kälte»:
https://www.seco.admin.ch R Suche: 710.226 

Kälte, Schnee und Dunkelheit durch kürzere 
Tage können im Winter für gefährliche Arbeits-
situationen im Freien sorgen. Aber auch in Käl-
teräumen gilt es, Vorkehrungen zum Schutz der 
Mitarbeitenden zu treffen. 
Im Freien oder in Innenräumen durchzufüh-
rende Tätigkeiten in der Industrie, im Handel 
und im Gewerbe können mit einer wesentlichen 
Kältebelastung einhergehen, bei der einzelne 
Arbeitnehmende zudem feuchten und windigen 
Bedingungen ausgesetzt sein können. 
Das Arbeiten in Kälteumgebungen kann sich 
nachteilig auf die menschliche Leistungsfähig-
keit und Gesundheit auswirken. Diese Auswir-
kungen sind Unbehagen, erhöhte körperliche 
Beanspruchung, verminderte Leistungsfähig-
keit und mit Kälte verbundene Krankheiten und 
Verletzungen. Kälte kann sich auch mit einigen 
anderen Faktoren am Arbeitsplatz überlagern 
und dadurch das Risiko anderer Verletzungen 
erhöhen. 
Je nach angewandten Standards werden Arbei-
ten bei Temperaturen unter +10 resp. unter +15 
°C als Kältearbeit definiert. Für Arbeiten in 
Innenräumen wird der Kältebereich in fünf Be-
reiche unterteilt von +15°C bis unter -30°C. 
Grundsätzlich sind alle im Freien tätigen Be-
rufsgruppen potenziell einer gesundheitlichen 
Gefährdung durch Kälte ausgesetzt. 
Kältearbeiten in Innenräumen kommen bei-
spielsweise in der Nahrungsmittel verarbeiten-
den Industrie oder in Kühl- und Lagerhäusern 
verschiedener Industriezweige vor. 
Schwangere Frauen und Jugendliche bilden eine 
besondere Risikogruppe. Gemäss Arbeitsgesetz 
dürfen Schwangere und Jugendliche nicht ge-

fährliche und beschwerliche Arbeiten verrich-
ten. Dazu gehören auch Arbeiten bei Kälte unter 
-5 °C oder Nässe. 
Zum einen ist es die Glätte, die für Rutschgefahr 
sorgt. So müssen Verkehrswege und Arbeitsplät-
ze frei von Eis und Schnee sein, um Stolper- und 
Absturzunfälle zu vermeiden. Zum anderen sind 
es die kürzeren Tage, die morgens und abends 
eine gute Beleuchtung notwendig machen. Wei-
ter ist es empfehlenswert, dass Mitarbeitende bei 
der Arbeit im Freien Kleider mit grellen Farben 
und reflektierenden Streifen tragen: So bleiben 
sie gut sichtbar.
Kälte beeinträchtigt den Körper und kann die 
Beweglichkeit, Sensibilität und Geschicklich-
keit der Arbeiter einschränken. Glücklicherwei-
se kann man dem entgegenwirken. Wintertaug-
liche Arbeitskleider, Schuhe, Handschuhe und 

Kopfschutz helfen. Baracken oder Container 
sollten auf mindestens 21 °C aufgeheizt sein, so-
dass sich die Mitarbeitenden regelmässig wieder 
aufwärmen können. Die Abgabe von warmen, 
alkoholfreien Getränken sowie die Anpassung 
von Arbeitszeiten und Pausen helfen zusätzlich, 
den erschwerten Arbeitsbedingungen im Winter 
zu trotzen.
Die Sensibilisierung der Mitarbeitenden für die 
speziellen Gefahren im Winter ist zentral, um 
Unfälle zu vermeiden. Wichtig ist es, Verant-

Aufwärmzeiten bei Kältearbeit für gesunde, 
kältegewohnte Personen (Grafik: Suva)

wortliche für Schneeräumung oder Streuen von 
Sand und Salz zu bestimmen. Und die Vorge-
setzten sollen kontrollieren, was Sie angeordnet 
haben. Hilfreich sind hierzu die Informations-
materialien von Suva und SECO. 

Betr. Divisionär aD 
Peter Regli
Der damalige Leiter des Schweizer Nachrichten-
dienstes, Divisionär Peter Regli, genoss wegen 
seines Wissens und seiner Fähigkeiten sowie sei-
ner Gradlinigkeit nicht nur in Deutschland hohes 
Ansehen. Seine Beliebtheit, nicht zuletzt durch 
seine sehr notwendigen Vorträge, erzeugte bei 
gewissen Personen Neidkomplexe, wobei man 
bei einigen Schweizer Offizieren mehr Charak-
terstärke hätte erwarten können. Das Verhalten 
einer Carla del Ponte hatte mit den Vorlesungen 
über die Schweizer Strafprozessordnung, die ich 
bei meiner Promotion an der Universität Basel 
hörte, nur äusserst wenig gemein und liess mich 
unwillkürlich an ähnliche Vorgehensweisen ei-
ner berüchtigten Behörde in Hitler-Deutschland 
sowie in der DDR denken. Auch dass der ver-
diente Divisionär, dessen Karriere man beendete 
ohne den geringsten Nachweis einer Schuld, 
erst nach ganzen sieben Jahren vollständig re-
habilitiert wurde, verstösst gegen die Menschen-
würde, die in der Schweizer Verfassung doch 
einen hohen Stellenwert hat. Der Fall Regli hat 
dem hohen Ansehen der Eidgenossenschaft als 
eines freiheitlichen Rechtsstaates nur Schaden 
zugefügt und mich selber erschüttert.
Ja, ihr gottlob von Kriegen und grösseren Un-
ruhen bisher verschontes Land ist «aufgestellt 
für schönes Wetter». Hoffen wir, dass dieses 
anhält, doch meine Zuversicht ist leider nicht 
mehr gross.

Von Dr. iur. Friedrich-Wilhelm Schlomann, 
D-Königswinter/Bonn

Leserbrief
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Der Tierbesitzer fragt – die Tierärztin antwortet
Telefon 031 372 02 02 – www.pezzi.vet

Zu einer der am häufigsten gestellten Fragen ge-
hört sicher diese: 

Frage:
Mein Hund hat nun den 3. Tag Durchfall. Der 
Durchfall ist jetzt aber ganz flüssig und sogar 
ein bisschen blutig. Ansonsten geht es ihm aber 
gut und er ist ganz munter. Soll ich zum Tier-
arzt? Oder kann ich noch abwarten ob es von 
allein bessert?
Franziska Gfeller, Bern

Antwort: 
Liebe Frau Gfeller, mit Ihrer Frage sind Sie 
nicht allein. Ganz ähnlich wie bei uns Men-
schen, geht auch durch die Hundepopulation 
meist eine Magen-Darm-Grippewelle durchs 
Quartier, da eine solche Infektion meist hoch-
gradig ansteckend ist. Dabei können Erkran-
kungen des Magen-Darm-Traktes bei unseren 
Haustieren in verschiedenen Schweregraden 
auftreten.
Grundsätzlich kann nur der Darmtrakt betroffen 
sein (Enteritis) oder auch der ganze Magen-
Darm-Trakt (Gastroenteritis). Dabei zeigt der 
Hund nicht nur Durchfall (Diarrhoe) sondern 
auch Erbrechen (Vomitus). 
Möchte man als Besitzer nichts falsch machen, 
beurteilt man am besten den Allgemeinzustand 
des Tieres. Die wichtigsten Fragen sind also: 
frisst mein Hund noch? Trinkt er? Läuft er noch 
freudig mit beim Spazieren gehen? Man unter-
scheidet: 

Leichte Fälle von Gastroenteritis: Mein Haus-
tier hat immer noch ein gutes Allgemeinbefin-
den. Es frisst normal, trinkt und läuft gerne mit. 
Mein Hund hat lediglich weichen Kot oder er-
bricht sich einige Male über einen Zeitraum von 
ein bis zwei Tagen, am dritten Tag ist aber schon 
eine Besserung zu sehen.

Mittelschwere Fälle von Gastroenteritis: Mein 
Hund ist deutlich matter, schläft mehr, geht zwar 
mit beim Spazieren, ist aber eher träge. Er frisst 
und trinkt etwas, aber weniger. In diesem Fall 
sollte der Haustierarzt kontaktiert werden, be-
sonders wenn keine Besserung der Symptome 
zu sehen ist. 
Das grössere Risiko liegt vor allem im Flüssig-
keitsmangel unserer Haustiere, wenn sie nicht 
mehr genug trinken um den höheren Verlust 
durch den Durchfall auszugleichen. Die redu-
zierte Nahrungsaufnahme ist beim Hund nicht 
weiter problematisch, da sie auch mit längeren 
Fastenperioden zurechtkommen. Anders ist es 
bei unseren Hauskatzen. Diese haben einen deut-
lich höheren Stoffwechsel und vertragen daher 
kein längeres Fasten als 2-3 Tage.

Schwere Fälle von Gastroenteritis: Geht es 
dem Hund im Laufe der Magen-Darm-Erkran-
kung zunehmend schlechter, er frisst gar nicht 
mehr, trinkt nicht mehr und mag sich auch kaum 
mehr bewegen, sollte er noch am gleichen Tag 
einem Tierarzt vorgestellt werden. Auch wenn 
der Durchfall oder das Erbrochene blutig wird, 
sollte ein Termin gemacht werden. Ebenso sind 
Welpen ein Ausnahmefall, bei dem nicht lange 
abgewartet werden sollte. 

My Klenk, Tierärztin in der Kleintierpraxis 
Pezzi.Vet, Pestalozzistrasse 40, 3007 Bern 

Haben auch Sie Fragen an unsere 
Tierärztin?
Mail an redaktion@bernaktuell.ch

Lärmpflicht für 
Elektroautos
Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern 

Wie jüngst bekannt wurde, müssen ab Mitte 
2019 Elektroautos auch auf Schweizer Stras-
sen aus Sicherheitsgründen mehr Lärm machen, 
denn die Schweiz übernimmt die entsprechen-
den EU-Vorgaben. Diese Fahrzeuge müssen mit 
einem «Acoustic Vehicle Alerting System» aus-
gerüstet werden – einer Art Aussenlautsprecher, 
der motorenähnliche Geräusche erzeugt. Das ist 
kein Witz!
Frage: Wurden Elektroautos denn nicht auch des-
halb von unseren Grünen derart aggressiv postu-
liert, weil sie weitaus weniger Lärmimmissionen 
erzeugen? Die grüne Politik beisst sich in den 
eigenen Schwanz. Was kommt nun als nächstes? 
Temporäre Fahrverbote für Elektroautos, weil 
infolge der Abschaltung der AKW nicht mehr ge-
nügend Elektrizität produziert werden kann? Die 
Grünen sind in einem fürchterlichen Dilemma.
Wahrscheinlich wird die EU uns bald mal einmal 
vorschreiben, dass die Räder von Fahrzeugen 
aus Sicherheitsgründen nicht mehr rund sein 
dürfen sondern sechseckig sein müssen, weil 
runde Räder zu einem allzu schnellen Fahren 
verleiteten und deshalb die Unfallgefahr steige. 
Dann allerdings würden die Grünen etwas zum 
Jubeln haben. Bis dann vielleicht einmal die 
Warnsignalpflicht für grüne Politik kommt.



BernAktuell� Ausgabe Nr. 221

Seite 6� Januar/Februar 2019

Drogen – Drugs
Von Dr. Alexandra Nogawa,  
Eltern gegen Drogen, Basel

Vielleicht erinnern sich einige an Platzspitz und 
Letten und die Bilder dieses masslosen Elends, 
die rund um die Welt gingen. Die Zeitungen 
überboten sich in Lobeshymnen, indem sie be-
haupteten, dass Drogen zur Gesellschaft gehören 
und immer schon da gewesen seien, so wie die 
Drogensüchtigen auch. Ich beobachtete das fas-
sungslos aus Basel und fragte mich, in welchem 
Tollhaus wir eigentlich lebten. In Szene setzten 
sich Emilie Lieberherr (SP), die liebevoll mit 
den Drogensüchtigen kuschelte, auch Pfarrer 
Sieber hatte seine grosse Stunde. Die Drogen-
süchtigen dienten aber allein als Material für die 
Linken, Stimmen zu bekommen, wie sie hofften.
SP und Grüne waren besonders aktiv, aber auch 
die NZZ, das Parteiblatt der FDP, die sich selbst 
als staatstragende Partei pries, wurde nicht müde, 
die Drogen als Teil des Lebens zu propagieren. 
Ich war damals in der Forschung der Pharmako-
logie tätig, und in allen Fachbüchern las man 
überhaupt nichts von dem, was die wissenschaft-
liche Redaktion der NZZ als wissenschaftliche 
Wahrheit anpries.
Auch Prof. Uchtenhagen und Prof. Tanner wä-
ren wahrscheinlich in keinem anderen Land zu 
dieser Beförderung gelangt. Eine nicht unbedeu-
tende Rolle spielte die politische Protektion. Ich 
war auch immer wieder in Japan und in Tokyo, 
dessen Bevölkerung damals immerhin fast dop-
pelt so gross war wie die der Schweiz und dort 
hatte ich nie einen einzigen Drogensüchtigen 
gesehen, wie übrigens in ganz Japan nicht. So 
fragte ich mich, wie die führenden Parteileute 
dazu kamen, das alles zu behaupten und der Be-
völkerung, das weiszumachen. In solchen Fällen 
muss man sich immer fragen, wem das Ganze 
nützt. Cui bono? Wenn die NZZ so dafür war, 
mussten die Geldgeber der NZZ ein Interesse 
daran haben, und das waren einige Banken.
Die Polizei durfte nicht eingreifen und da waren 
gewisse Politiker (einige Namen habe ich schon 
oben erwähnt) dahinter! Das führte damals auch 
dazu, dass ich mich mit Gleichgesinnten zusam-
menschloss.
Aber das war nicht das Einzige: Ich habe mich 
intensiv mit dem Thema befasst und Aufsätze im 
Bulletin von Eltern gegen Drogen veröffentlicht. 
Dort habe ich mich auch mit der Geschichte der 
Drogen befasst.
Drogen waren seit dem Mittelalter als Kriegs-
waffe eingesetzt worden und werden noch heute 
von der ISIS verwendet, um ihre Soldaten zu 
manipulieren . Über diese Geschichte werde ich 
ausführlicher in meinem Vortrag berichten. Das 
führte mich auch zur 68er Bewegung. Deren 
Exponenten glorifizierten natürlich die Drogen. 
In der Rückschau muss man sagen, dass diese 
Bewegung nicht viel ausser ein paar Songs zum 
Wohle der Menschheit beigetragen hat.
Einige Exponenten haben wir noch in der Poli-
tik, aber die sind wirklich nicht vorzeigbar. 
Daniel Cohn-Bendit, nach eigenem Bekunden 
ein Pädophiler, Joschka Fischer, der für den Ju-

goslawienkrieg mitverantwortlich war. Joschka 
Fischer ist auch Mitglied des Council of Foreign 
Relations, der von George Soros mitfinanziert 
wird.
Damit wird eine der wichtigsten Personen ge-
nannt, die für die heutige Drogensituation ver-
antwortlich sind: George Soros. Den meisten 
wird dieser Name wohl gar nichts sagen. Aber 
er hat durch Spekulationen in enger Verbindung 
mit Insiderwissen viele Staaten an den Rand des 
Ruins getrieben.
Er hat ein Netzwerk aufgebaut, die sogenann-
te Open Society Foundations, die unter der 
Tarnkappe der Philanthropie ihr zerstörerisches 
Werk verrichtet. Eine dieser zahlreichen Or-
ganisationen, die dazu gehören, ist die Global 
Commission on Drug Policy. Diese Commis-
sion ist weder offiziell noch öffentlich und man 
wird sehr erstaunt sein, wenn man die Liste der 
Vorstandsmitglieder durchliest. Frau Dreifuss, 
SP, die uns neben der Drogenpolitik auch die 
steigenden Krankenkassenprämien hinterlassen 
hat, präsidiert das Gremium. Sie ist sich offen-
sichtlich nicht zu schade, als SP-Mitglied und 
als alt-Bundesrätin mit einer guten Pension aus-
gestattet, das Geld des grössten Spekulanten 
anzunehmen.
Neben ehemaligen Präsidenten von Narcostaa-
ten in Südamerika und Afrika ist auch der alte 
Freund von Soros, der kräftig mitspekulierte und 
sein Land in den Abgrund trieb, Papandreou von 
Griechenland, vertreten, nebst einigen amerika-
nischen Politikern, alles in allem eine «saubere» 
Gesellschaft, könnte man sagen. Nebenbei ge-
sagt, gehören zu den Open Society Foundations 
auch eine Gesellschaft, die sich mit den Flücht-
lingen und Migranten befasst und zahlreiche 
Unterorganisationen zählt, u.a. auch «Refugees 
welcome», aber auch Ärzte und Anwälte, die 
sich auf deren Rechte spezialisieren.
Von ihm finanziert wird auch Gerald Knaus, 
der Berater von Angela Merkel für Migration. 
Mit den Migranten kommen auch zahlreiche 

Drogenhändler – um auf unser Thema zurück-
zukommen – und das kann vielen nur recht sein.
Es wird nun immer wieder gefordert, die Drogen 
zu legalisieren, wie das z.B. die FDP in Basel 
fordert. Damit wäre man alle Probleme mit 
dem illegalen Drogenhandel los, wird behauptet. 
Würde das wohl etwas bringen?
Überhaupt nichts. Dazu brauchen wir keine Ex-
perimente in Bern, Zürich, Genf oder Basel. Sie 
wurden schon in den USA gemacht. Colorado 
ist ein Beispiel für eine missglückte Canna-
bislegalisierung. Ich werde ausführlich darüber 
in meinem Vortrag berichten. Ausserdem läuft 
schon lange eine Abgabe von legalen Drogen 
(Schmerzmittel auf Heroinbasis) durch Ärzte.
Diese hat aber ein solches Ausmass angenom-
men, dass Präsident Trump den Notstand aus-
rufen musste. Das zeigt deutlich, dass sogar, 
wenn man eine Abgabe durch Ärzte erlaubt, 
es zu einem unkontrollierten Verbrauch von 
Drogen kommt. Ganz zu schweigen davon, was 
passieren würde, wenn man die Drogen quasi 
in einen Selbstbedienungsladen kaufen könnte, 
wie es der FDP Basel vorschwebt. Jeder ist frei, 
sich selbst zu schädigen, ist das Credo der FDP.
Leider schädigt man nicht nur sich sondern auch 
andere. Jeder, der die leiseste Ahnung von Dro-
gen hat, sollte das wissen. Das scheint aber nicht 
der Fall zu sein oder man verschweigt es, weil 
man Geschäfte machen will. Wie viele Fahrun-
fälle sind auf Drogen zurückzuführen?
Keiner weiss es, weil man in der Schweiz kei-
ne Messungen durchführt. Bei Alkohol ist das 
anders. Dann heisst es Alkohol ist das Problem 
und nicht Drogen. Wie viele Morde? Das kommt 
erst bei den Gerichtsverhandlungen heraus, die 
meistens 2 Jahre später sind, wenn das Interesse 
schon erloschen ist. Sofort heisst es aber, es wa-
ren die Waffen. Man muss sie verbieten.
Hier sieht man, welch gefährliches Potential in 
den Drogen steckt. Noch nie waren sie so ver-
breitet wie heute, und die Kriminalität nimmt 
laufend zu.

Bild: pixabay.com
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Sozialhilfekosten  
explodieren

Gemeinden mit vielen Sozialhilfeemp-
fängern sind am Anschlag. Sollte die 
Völkerwanderung nicht gestoppt wer-
den, wird dieser Trend zusätzlich be-
schleunigt. Sollten unserem Land auch 
noch EU-Rechte mit fremden Richtern 
aufgezwungen werden, gehört auch 
unsere direkte Demokratie der Vergan-
genheit an. 
Bundessozialhilfe für anerkannte 
Flüchtlinge im 2007 mit 590 Millionen, 
2016 mit 1’330 Millionen Franken 
(+125%). Entwicklung Sozialhilfekos-
ten im 2003 mit 1,22 Milliarden, 2016 
mit 2,7 Milliarden Franken (+122%). 

Vier Überfälle an einem Tag
Bankangestellte, Tankwarte oder Verkäufer fürchten 
sich vor dieser Situation: Plötzlich taucht ein maskierter 
und bewaffneter Mann auf und fordert Geld. Im letzten 
Jahr kam es zu 1’746 Raubüberfällen, in 90 Prozent 
der Fälle wird mittels Schuss-, Stich- oder Hiebwaffen 
sowie durch Faustschläge oder Tritte Gewalt angewen-
det. Während die Räuber das schnelle Geld suchen, 
bedeutet ein solcher Übergriff für die Opfer häufig ein 
schweres Trauma. 

Türkischer Staat betreibt in 
Europa ein ausgeprägtes 
Netz an regimetreuen Spit-
zeln

Die von der Türkei finanzierten und nach Europa ent-
sandten Imame stehen seit Jahren im Verdacht, Anders-
denkende im Auftrag des Erdogan-Regimes auszuspio-
nieren. In Deutschland soll der türkische Geheimdienst 
über ein Netz von 6’000 Informanten verfügen. Bei einer 
Wahlkampfveranstaltung in Deutschland rief Erdogan 
seinen Landsleuten zu: «Assimilierung ist ein Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit». 

Sozialversicherungsbetrug 
ist kein Menschenrecht

Kontrolle schafft Vertrauen und stärkt den Sozialitäts-
gedanken. Für Überwachungsmassnahmen auf Bun-
desebene fehlte bislang die gesetzliche Grundlage. Da-
gegen wurde das Referendum ergriffen, die politische 
Linke will sich schützend vor Sozialbetrüger stellen. 
Darum erst recht JA zur Änderung des Sozialversiche-
rungsrechts. 

Illegale Migration ist kein 
Menschenrecht, sondern 
bleibt «illegal»

Die Schweiz beherbergt rund 100‘000 so genannte 
«Sans Papiers», Migranten, die als falsche Flüchtlinge 
in die Schweiz kamen. Sie müssten ausreisen, bleiben 

aber illegal hier, nehmen unserer Bevölkerung Wohnun-
gen und Arbeitsplätze weg, bezahlen keine Steuern, 
erhalten dafür kostenlose Gesundheitsversorgung und 
weitere staatliche Leistungen. 

Wer in sein Heimatland 
reist, aus welchem Grund 
auch immer, kann nicht an 
Leib und Leben verfolgt sein

Betreffend Heimreisen von Flüchtlingen baute der 
Ständerat eine Verschärfung zur bundesrätlichen Ver-
sion ein. Diese geht der SVP aber zu wenig weit, weil 
Flüchtlinge lediglich eine Zwangslage geltend machen 
müssen, um ihren Flüchtlingsstatus behalten zu können. 

Kämpfen auch Sie für die 
Schweizer Erfolgssäulen 
«Unabhängigkeit, direkte 
Demokratie, Neutralität und 
Föderalismus»

Sie sind Garant für Freiheit und Wohlfahrt. Nur so ste-
hen Bürgerinnen und Bürger im Mittelpunkt, nicht Politi-
ker und Funktionäre. 

Immer mehr Versicherte  
bezahlen ihre Prämien nicht

Seit 2012 sei die Anzahl der Versicherten mit Zahlungs-
rückständen pro Jahr durchschnittlich um knapp acht 
Prozent pro Jahr gestiegen. Politiker sprechen von einer 
sozialpolitischen Zeitbombe, bei einer Familie mit zwei 
Kindern mache die Prämienbelastung im Jahr bereits 
über 13 Prozent des Haushaltseinkommens aus. 

Beinahe 40 Prozent der  
Bevölkerung haben auslän-
dische Wurzeln

2,65 Millionen Einwohner oder 37,2 Prozent sind Men-
schen mit Migrationshintergrund (Doppelbürger). Wäh-
rend 2013 und 2016 kamen jährlich zwischen 65’000 und 
74’000 neue Personen zu dieser Bevölkerungs-Gruppe 
der über 15-Jährigen hinzu. 

«Gewalt und Drohungen 
gegen Beamte»

Die registrierten Straftaten gegen Behörden und Beam-
te haben besorgniserregend zugenommen, auf 3’102 
Straftaten, plus 12 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 
Fast jeder dritte Polizeibeamte wird in seinem beruf-
lichen Alltag einmal Opfer von körperlicher Gewalt.  
Die Mindest-Geldstrafe nun von 30 auf 120 Tagessät-
ze zu erhöhen, reicht nicht. Jeder gewalttätige Angriff  
muss zwingend zu einer «unbedingten Freiheitsstrafe» 
führen. 

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Abstimmungsbüchlein in 
neuer Gestaltung

Der Bundesrat hat die Abstimmungserläuterungen neu 
gestaltet. Für Stimmberechtigte mit wenig Zeit gibt es 
neu eine Doppelseite «in Kürze» zu allen Vorlagen. Neu 
erhalten zudem die Referendums- und Initiativkomitees 
gleich viel Platz wie der Bundesrat für ihre Argumente, 
in der Regel maximal eineinhalb Seiten. 

Konjunkturbarometer sinkt 
im Juli um 0,2 Punkte

Er liegt nun bei 101,1 Punkten, so die Konjunkturfor-
schungsstelle KOF der ETH Zürich. Damit deutet der 
Indikator weiterhin auf eine leicht überdurchschnittliche 
Wirtschaftsentwicklung der Schweiz. 

Drei-Säulen-Test für minder-
jährige Flüchtlinge

Die Schweiz führt Tests ein, um in Zweifelsfällen das 
Alter von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden 
abzuklären. Auf Grund der Asylreform, die im März 2019 
in Kraft tritt, gibt es künftig 16 Standorte, die den be-
sagten Test anordnen können. Das Staatssekretariat für 
Migration rechnet mit bis zu 700 Abklärungen und Kos-
ten von rund 1,1 Millionen Franken. Bei der Drei-Säu-
len-Methode werden das Handgelenk, die Zähne und 
das Schlüsselbein geröntgt. 

Beute von mehreren hun-
derttausend Franken im 
Wald bei Samnaun versteckt

Eine Pilzsammlerin ist per Zufall auf die Beute eines 
Einbruchdiebstahls in eine Bijouterie im bündnerischen 
Samnaun gestossen. Die Polizei hat darauf eine weitere 
Tasche gefunden. Die italienische Polizei verhaftete da-
mals drei Franzosen am folgenden Tag. 
Die Bijouterie in Samnaun wurde in den vergangenen 
zwei Jahren bereits vier Mal von bewaffneten Kriminel-
len überfallen. 
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Jede Sekunde zählt!
Mein Name ist Adrian Spahr und ich bin Kan-
tonspolizist.

Die Polizei wird in ganz unterschiedlichen Si-
tuationen eingesetzt. Sei das bei schweren Ver-
kehrsunfällen, Überfällen, Einbrüchen, Schlä-
gereien oder gar bei einer Amoklage. Diese 
vorgenannten Beispiele sind nicht zufällig ge-
wählt.
Sie haben mindestens eine Sache gemeinsam…
Die Intervention muss schnell gehen!
Man hört oft «jede Sekunde zählt». Das klingt 
nach einer einfachen Floskel. Es ist jedoch in 
solchen Situationen die bittere Realität.
Wenn meine Kameraden schnell an einen sol-
chen Einsatz müssen und man auf der Autobahn 
mit dem Einsatzfahrzeug nicht vorwärts kommt, 

da keine Rettungsgasse vorhanden ist, geht wert-
volle Zeit verloren.
Diese kann bei verschiedenen Situationen den 
Ausschlag geben.
Wenn Sie prophylaktisch eine Rettungsgasse 
bilden, kann dem Verunfallten schneller gehol-
fen werden, die Täter von ausführender Gewalt 
schneller gestoppt werden und somit im besten 
Fall ein Leben gerettet werden.
Deshalb sind meine Dienstkollegen und ich Ih-
nen sehr dankbar, wenn Sie bei Stau vorbildlich 
eine Rettungsgasse bilden.
Deshalb: Eine Rettungsgasse kann Leben retten!

Kampagne der Rettungsgasse 
Schweiz
https://rettungs-gasse.ch/

Adrian Spahr, Co-Parteipräsident Junge SVP Kanton Bern, Zentralvorstand Junge SVP 
Schweiz, Vorstand SVP Lengnau

Wir wünschen Ihnen 
einen tollen Start ins 
2019 und danken für 
Ihre Treue.
Redaktion BernAktuell

Hauptversammlung 2019
Samstag, 9. März 2019, 10.15 Uhr

Landgasthof Schönbühl  
alte Bernstrasse 11  

3322 Urtenen-Schönbühl

Öffentlicher Vortrag 
Beginn um 11.00 Uhr

«Migrationsmanagement
– eine Annäherung»

Alexander Ott
Co-Leiter des Polizeiinspektorats  

der Stadt Bern,
Vorsteher der städtischen Fremdenpolizei

JA zum  
Polizeigesetz

Stimmen Sie am 10. Februar JA zum neuen 
Berner Polizeigesetz, welches eine Vielzahl von 
unterstützenswerten Verbesserungen bringt, die 
den Kanton Bern künftig noch sicherer machen. 
Beispielsweise wird die Zusammenarbeit zwi-
schen den Gemeinden und dem Kanton Bern 
künftig optimiert. Die Kosten werden neu pau-
schalisiert und von allen Gemeinden nach ihrer 
Bevölkerungszahl übernommen. Zudem können 
Gemeinden, die an bestimmten Orten ein Si-
cherheitsproblem haben, mit der Polizei einen 
zusätzlichen Brennpunktvertrag abschliessen. 
Fahrende können künftig schneller weggewie-
sen werden. Die Polizei darf eine Person neu 
bis zu 48 Stunden mündlich wegweisen. Zudem 
werden Opfer von häuslicher Gewalt besser ge-
schützt, weil das Gesetz neu auch ein Kontakt- 
und Annäherungsverbot enthält. Bei unbewil-
ligten Demos mit Gewalttätigkeiten können 
Gemeinden Veranstalter oder gewaltausübende 
Personen zur Kasse bitten. Die Kostenobergren-
ze ist jedoch auf 10’000, in besonders schweren 
Fällen auf 30’000 Franken begrenzt. 

Von Janosch  
Weyermann,  
Präsident Junge 
SVP Stadt Bern,  
Bern


